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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Tierische Produktion

In der Sommersession überwiesen die Räte zwei Motionen an den Bundesrat, welche
den Schutz der Bienen weiter vorantreiben sollen. Die Motion der WBK-NR verlangt die
Entwicklung eines nachhaltigen Umgangs mit Pflanzenschutzmitteln: In Zusammenarbeit
mit betroffenen Akteuren wie z.B. dem BLW, dem Schweizerischen Bauernverband
(SBV), Imkerverbänden oder Forschungsstellen soll bis 2023 der Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln wesentlich reduziert werden. Im Nationalrat beantragte eine
Minderheit Pieren (svp, BE) die Ablehnung der Motion: Man anerkannte zwar die
Wichtigkeit von Bienen für das Ökosystem, wies aber auf diverse Studien – darunter
auch auf einen Prüfbericht des Bundes von 2012 – hin, welche keinen direkten
Zusammenhang zwischen dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und dem
Bienensterben nachweisen konnten. Der Landwirtschaft würde durch eine Reduktion
oder gar ein Verbot von Pflanzenschutzmitteln massiv geschadet. Die Motion wurde
dennoch deutlich angenommen: Lediglich eine knappe Mehrheit der SVP-Fraktion
sowie die Hälfte der FDP-Fraktion unterstützten die Kommissionsminderheit. Im
Ständerat war das Anliegen unbestritten. Die zweite Motion (Mo. 13.3372), eingereicht
von der UREK-NR, beauftragt den Bundesrat mit dem Vorantreiben der
Forschungsarbeiten zur Gesundheit der Bienen. Unter Berücksichtigung bereits
bestehender Instrumente soll ein nationaler Massnahmenplan erarbeitet werden mit
dem Ziel, bis 2015 die Forschung zu den Ursachen des Bienensterbens zu intensivieren
und darauf aufbauend Strategien und Massnahmen dagegen zu entwickeln. Die Motion
stiess auf keinerlei Widerstand in den beiden Kammern. 1

MOTION
DATUM: 31.12.2013
JOHANNA KÜNZLER

In Erfüllung einer Motion der nationalrätlichen Kommission für Umwelt, Raumplanung
und Energie (UREK) veröffentlichte der Bundesrat 2014 einen nationalen
Massnahmenplan für die Gesundheit der Bienen. Er schilderte darin bereits
bestehende Instrumente zur Förderung von Wild- und Honigbienen und skizzierte
weitere, sofort umzusetzende sowie zu überprüfende Massnahmen. Grundsätzlich
seien bereits diverse Projekte mit dem Ziel des Bestäuberschutzes in die Wege geleitet
worden: Ein Beispiel wäre  etwa der 2012 gegründete nationale
Bienengesundheitsdienst. Auf Empfehlung einer Expertengruppe, bestehend aus
Vertretern der Forschung und der Behörden wie auch des Bauernverbandes, des
Dachverbandes schweizerischer Bienenzüchtervereine apisuisse und des oben
erwähnten Bienengesundheitsdienstes, wurde die Implementierung folgender
Vorschläge beschlossen: In der nächsten Direktzahlungsverordnung, welche spätestens
im Frühjahr 2015 erscheint, wird ein sogenannter „Blühstreifen“ eingeführt. Auf
derartigen Flächen soll mit einer speziellen Saatmischung das Nahrungsangebot für
Bienen erweitert werden, da zurzeit besonders während der Sommermonate und im
Talgebiet ein Mangel an Pflanzenblüten herrsche. Des Weiteren will der Bundesrat
künftig den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln (PSM) stärker regulieren: Die bei der
Forschungsanstalt Agroscope zuständige Gruppe zur Risikobewertung von PSM wird
verstärkt und es sollen neue Testverfahren entwickelt werden. Bei der Zulassung von
PSM haben die Verantwortlichen zudem fortan darauf zu achten, dass die Abdrift von
Sprühnebeln ausserhalb der behandelten Kulturen verringert wird. Weitere
Möglichkeiten, wie etwa eine verpflichtende Aus- und Weiterbildung für Imkerinnen
und Imker oder die gesetzlich verpflichtende Bekämpfung der höchstschädlichen
Varroa-Milbe sollen zuerst auf ihre Machbarkeit, Effektivität und auf eventuelle
finanzielle Folgen überprüft werden. Der Verband deutschschweizerischer und
rätoromanischer Bienenfreunde hatte derweil eine positive Nachricht zu vermelden: Im
letzten Winter seien nur 12% aller Bienenvölker in der Schweiz gestorben. Gegenüber
früheren Jahren wie etwa 2012, wo jedes zweite Bienenvolk umgekommen sei, stelle
dies einen grossen Fortschritt dar. Der Verband warnte indes, dass die Problematik des
Bienensterbens damit noch nicht gelöst sei. 2

MOTION
DATUM: 21.05.2014
JOHANNA KÜNZLER
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Estimant que le mandat formulé dans la motion demandant un paquet de mesures
pour la protection des abeilles n'était pas encore entièrement rempli et attendant
encore une décision plus claire du Conseil fédéral concernant trois néonicotinoïdes, la
CSEC-CN avait initialement proposé à sa chambre de refuser son classement, alors que
la chambre haute avait déjà donné son aval pour la classer. C'est par 84 voix contre 78
et une abstention que les député.e.s du Conseil national suivront l'avis de la
commission au détriment de l'avis du Conseil fédéral. Cette décision sera ensuite
confirmée par le Conseil des Etats, la CSEC-CE s'étant, entre-temps, alignée sur la
position de sa commission sœur. 
Une année plus tard, elle sera finalement classée par les deux chambres, le Conseil
fédéral ayant présenté son plan d'action produits phytosanitaires garantissant une
réduction des risques liés à ces substances. 3

MOTION
DATUM: 12.06.2018
KAREL ZIEHLI

1) AB NR, 2013, S. 1063 ff.; AB SR, 2013, S. 876 f., 947.
2) Lit. Bundesamt für Landwirtschaft; NZZ, 4.6.14
3) AB NR, 2017, S. 1022 ff. ; AB SR, 2017, S. 744 f. ; FF. 2018, P. 2284 f.
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